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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Vorstellung der Studie „Sorgerechtsentzug lesbischer Mütter“ (Präsen-
tation siehe Anlage 1) 3 

– Präsentation von Frau Dr. Kirsten Plötz und Frau Deborah 
Timm (Queeres Netzwerk NRW e. V.) 

– Wortbeiträge 

2 Geburtshilfe sichern – Hebammen unterstützen – selbstbestimmte Geburt 
für Frauen ermöglichen! 15 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/16492 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Franziska Müller-Rech 
(FDP), sich nachrichtlich an der vom federführenden Ausschuss 
beschlossenen Anhörung zu beteiligen. 
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3 Landesaktionsplan zur Umsetzung der Istanbul-Konvention – Aktueller 

Sachstand und Perspektive (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe 
Anlage 2]) 16 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4746 

– Wortbeiträge 

4 Auslastung der Frauenhäuser und weitere Planungen zum Ausbau des 
Hilfesystems (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 17 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4749 

– Wortbeiträge 

5 Verschiedenes 20 

hier: Information zu Obleuterunde in der kommenden Woche 20 

* * * 
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1 Vorstellung der Studie „Sorgerechtsentzug lesbischer Mütter“ (Präsentation 

siehe Anlage 1) 

Vorsitzende Britta Oellers: Ich begrüße ganz herzlich die Gäste Frau Dr. Pötz und 
Frau Timm. Sie stellen uns die Studie „Sorgerechtsentzug lesbischer Mütter“ vor. Die 
Obleute haben sich darauf verständigt, die beiden Damen zur heutigen Sitzung einzu-
laden, damit sie über die Studie berichten. 

Wir haben die Regelung getroffen, dass Sie bis zu 15 Minuten lang vortragen. 

(Seiten 1 und 2 der Präsentation)  

Dr. Kirsten Plötz: Sehr geehrte Frau Ministerin! Sehr geehrte Abgeordnete! Sehr ge-
ehrte Anwesende! Ich beginne mit der unmittelbaren Nachkriegszeit. Von Hunger, 
Mangel und Not in der unmittelbaren Nachkriegszeit wissen wir relativ viel. Nicht ganz 
so bekannt ist, dass auch das Gift des Nationalsozialismus zurückgedrängt und etwas 
Neues an diese Stelle gesetzt werden musste. In Nordrhein-Westfalen war dies in ho-
hem Maß eine katholisch-konservative Ansicht über das Miteinander der Menschen 
und die Gesellschaft. Zum Beispiel in Hessen und Berlin war das anders. Es musste 
also nicht so sein, hier war es aber so. 

Das bedeutete, dass eine bestimmte Familienform nicht nur privilegiert war, sondern 
sich fast alles um diese Familienform drehte. Es war die sogenannte Normalfamilie der 
sogenannten natürlichen Ordnung. Das sind Schlagworte, die damals sehr häufig fie-
len. Es war der Versuch, wieder etwas Normales hinzubekommen. Den Versuch kann 
man sehr gut nachvollziehen. Um es sehr höflich zu sagen: Die Normalfamilie ist trotz-
dem eine schwierige Behauptung. – Die Behauptung ist tatsachenwidrig. Es war eine 
Familienform, die darauf beruhte, dass zwei miteinander verheiratete Eltern und deren 
leibliche Kinder – sonst niemand – eine Familie bildete. 

Dies bildet nicht die Realität der vielfältigen Familienformen in der Nachkriegszeit und 
auch in der Zeit davor ab. Das gilt besonders dafür, dass die Ehefrau und Mutter nicht 
erwerbstätig sein sollte. Häufig war das wirtschaftlich gar nicht möglich. Diese Normal-
familie war also nicht normal im Sinne von üblich bzw. durchschnittlich, sondern eher 
eine Vision. Das ist nicht die natürliche Ordnung. Dieses Argument wird auch heute 
immer wieder einmal angeführt. Es ist eine frei erfundene Vergangenheit. Es gibt sie 
so nicht. 

In diesem Rahmen wurde das Sorgerecht lesbischer Mütter nicht ausdrücklich verhan-
delt. Es ging nicht ausdrücklich darum, sondern um die Möglichkeit, wie viel Spielraum 
und wie viele Handlungsmöglichkeiten Frauen hatten, die möglichst Ehefrau und Mut-
ter werden sollten. 

(Seite 3 der Präsentation) 

Auf dieser Seite sehen Sie die Landesverfassung, in der deutlich festgelegt ist, dass 
die Familie auf einer Ehe beruht und die Jugend vor sittlicher Gefährdung zu schützen 
ist. Daran wird sehr deutlich, in welche Richtung das Ganze gehen sollte. Es schließt 
nicht ausdrücklich, aber implizit aus, sich für Mütterfamilien, von denen es damals relativ 
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viele gab, einzusetzen. Es war nur ein bestimmtes Familienmodell gemeint. Die anderen 
mussten sehen, wie sie klarkamen. 

Diese Familien sind auch im Landtag kein Thema. Die Rede zur Landtagseröffnung 
von Oktober 1946 enthält Interessantes wie den Satz: Das Wichtigste ist der Berg-
mann. – Das ist tatsächlich die Linie der frühen Politik. 

(Seite 4 der Präsentation) 

Mütterfamilien blieben schattenhaft. Wir wissen wenig von Ihnen. Die Politik interes-
sierte sich nicht für sie. Auch aus der öffentlichen Debatte sind sie schnell heraus. 

Außerdem ist noch der Faktor „Zensur“ zu nennen. Er ist für Nordrhein-Westfalen nicht 
unerheblich. Das Land war recht aktiv darin, Schriften, die für Schmutz und Schund 
gehalten wurden, aus dem Verkehr zu ziehen. Zum Beispiel Tatsachencomics waren 
sehr schlecht beleumdet. Das gilt aber auch für Schriften, in denen es um lesbische 
Liebe ging. 

(Seite 5 der Präsentation) 

Wir wissen darüber sehr wenig. Was wir wissen, ist, dass manche Mutter aus Angst 
heiratete, weil sie den Eindruck hatte, ganz alleine dazustehen. 

Auf dieser Seite sehen Sie den Brief einer 22 Jahre alten Mutter, die anderthalb Jahre 
vor dem Verfassen des Briefes geheiratet hatte – aus Angst, es könnte auffallen, dass 
sie Frauen liebt. Viele haben geheiratet, weil sie dachten, niemand sei wie sie selbst 
und sie sei ihr ganz allein. Dies findet sich immer wieder. 

(Seite 5 der Präsentation) 

Ich komme zum neuen Ehegesetz. 

Sie merken, dass ich sehr schnell alles durchgehe. Es gibt verschiedene Rechtslagen 
in dem langen Untersuchungszeitraum. Ich möchte Ihnen zumindest einen kleinen Ein-
druck davon vermitteln. 

Das Ehe- und Familienrecht – auf dieser Seite mit dem Ehegesetz von 1946 bebildert – 
galt für alle Besatzungszonen Deutschlands. Es schrieb seit 1900, also seit Inkrafttre-
ten des Bürgerlichen Gesetzbuchs, eine, wie ich einmal zusammenfasse, lebenslang 
dienende, unterworfene, weitgehend rechtlose Stellung der Ehefrau fest. 

(Seite 6 der Präsentation) 

Ich nenne ein Beispiel. Wenn sich eine Ehefrau in ihre Kollegin verliebte, durfte ihr 
Ehemann den Arbeitsvertrag kündigen, ihr den Lohn vorenthalten, sie zu unentgeltli-
cher Mitarbeit in seinem Geschäft zwingen, ihre Mobilität auf verschiedene Weise ein-
schränken und ihr Kontakte verbieten, die ihm nicht passten. Er konnte sie selbstver-
ständlich vergewaltigen und schlagen sowie außerdem die Kinder zu den Großeltern 
oder sonst wohin bringen und den Umzug des Paares an einen anderen Ort veranlas-
sen. – Das waren nur die Dinge, die mir auf die Schnelle eingefallen sind. Wenn die 
Ehefrau sich nicht unterwarf, konnte sie schuldig geschieden werden und verlor 
dadurch jeden Anspruch auf Unterhalt und auch das Sorgerecht. 
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1958 werden einige Bestimmungen gelockert, 1961 wird das Scheidungsrecht im Fa-
milienrechtsänderungsgesetz aber wieder verschärft, sodass es noch schwieriger 
wird, gegen den Widerstand des „unschuldigen“ Teils aus Ehen herauszukommen. 

(Seite 7 der Präsentation) 

Je länger ich forsche, desto mehr habe ich den Eindruck, dass viele Ehefrauen aus ihrer 
Ehe nicht ausbrechen konnten und dies auch nicht getan haben. Wir kennen ihre Stimmen 
nicht, wenn sie nicht später zum Beispiel Briefe geschrieben haben. Auf dieser Seite 
sehen Sie einen Brief aus den frühen 70er-Jahren, als eine Bewegung entsteht. Das 
Bild von Anna Henscheid aus Münster haben Sie sicher schon oft gesehen. Es stammt 
von der ersten Homodemonstration in der Bundesrepublik. Das ist ein wesentlicher 
Moment, weil auf einmal eine Öffentlichkeit entsteht und solche Dinge sagbar werden. 
Vorher waren sie nicht sagbar. Wir finden nichts darüber, auch nicht in den Akten, weil 
in den Akten häufig keine klaren Worte für lesbische Liebe gefunden werden. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist das erste Ehereformgesetz, das 1977 gültig wird und 
durch das eine Ehe auch gegen den Widerstand des „unschuldigen“ Teils geschieden 
werden kann – endlich. Bis dahin kam manche lesbische Frau nicht aus der Ehe heraus. 
Auch das Sorgerecht war nicht mehr an eine Schuld gebunden, weil es keine Schuld-
feststellung mehr gab. Eine Ehe galt als zerrüttet oder eben nicht. Das ist bis heute so. 
Das Sorgerecht war also nicht mehr zwingend verloren, wenn das Gericht von einer 
lesbischen Beziehung erfuhr. Real war es trotzdem so, weil die Gerichte das Kindes-
wohl auslegten, und zwar oft antilesbisch. 

Die Spannbreite zeigt sich besonders hier in Nordrhein-Westfalen, in keinem anderen 
Bundesland so deutlich wie hier. 

(Seite 8 der Präsentation) 

Sie sehen einen Auszug aus einem Urteil des Oberlandesgerichts Düsseldorf, das 
1977 davon ausging, eine gleichgeschlechtliche Beziehung der Mutter gefährde das 
Kindeswohl. 

(Seite 9 der Präsentation) 

Nun sehen Sie – es ist mir klar, dass die Schrift zu klein ist, als dass sie den Text auf 
dieser Seite lesen könnten – ein wegweisendes Urteil des Amtsgerichts Mettmann von 
1984, das deutlich besagt – ich fasse es einmal nicht juristisch, sondern in meinen 
Worten zusammen –: Homosexualität an sich ist kein Grund, das Sorgerecht zu ver-
sagen. – Die Eltern, um die es in dem Urteil geht, sind gleich gut bewertet worden, nur 
lebte die Mutter lesbisch. Das Amtsgericht Mettmann hat Lobendes gesagt: Dem Kind 
gehe es gut, die Mutter und ihre Freundin seien offen. Dies sei sehr gut für das Kind. 

Die Zeitschrift für das gesamte Familienrecht kennen sicher viele von Ihnen. Es ist das 
große Fachblatt und war es auch damals schon. Ein Richter vom Oberlandesgericht 
Hamm, Horst Luthin, schreibt, so gehe es nicht, sittliche Gefahren müssten bedacht 
werden. Man sehe sie hier nicht, sie müssten aber bedacht werden, wer wisse, was 
ein Kind alles sehe. Am Ende läuft es darauf hinaus, dass gesagt wird, eine Mutter, 
die lesbisch lebe, müsse dies vor dem Kind verbergen. Dann hat das Gericht nichts 
dagegen. 
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(Seite 10 der Präsentation) 

In dieser Spannbreite bewegt sich die Rechtsprechung der nächsten Jahre, die ich 
finden konnte. 

Hier sehen Sie einen Ausschnitt aus einer Schrift von 1989. Aus meiner Sicht wurde 
eine sehr passende Überschrift gewählt: „Sorgerecht für Lesben: Russisches Roulette 
vor Gericht“. 

(Seite 11 der Präsentation) 

Dieser Zustand hält sich sehr lange. Ich habe einen Text von 1994 gefunden, in dem 
die Autorin schreibt, sie treffe Frauen, die aus Angst um die Kinder, wegen des Sorge-
rechts ihr Lesbischsein verheimlichten. 

(Seite 12 der Präsentation) 

Das war überall so. Sie sehen hier einen Ausschnitt aus einem Interview, das ich ge-
führt habe. Mir wurde erzählt, die Interviewte habe in Mönchengladbach zwei Frauen 
in einem Lokal getroffen. Eine davon habe sich im Scheidungsprozess befunden und 
sei nicht in das Lokal gekommen, weil sie große Angst gehabt habe, das Sorgerecht 
nicht zugesprochen zu bekommen. Ich vermute, dass viele Mütter nicht oder erst, 
wenn die Kinder erwachsen waren, aus der Ehe herauskamen. 

(Seite 13 der Präsentation) 

Auch eine Beraterin aus Dortmund vertritt diese Auffassung und schildert ihren Ein-
druck, es gehe um einen langen Aufschub des eigentlichen, authentischen Lebens. 
Sie fand das an sich schon tragisch. Ich finde, das bringt es gut auf den Punkt. 

(Seite 14 der Präsentation) 

Auch wenn es heute kaum noch bekannt ist, wurde es gelegentlich öffentlich aufge-
griffen – zum Beispiel bei einer wichtigen Veranstaltung der Emanzipationsbewegung 
in der Bonner Beethovenhalle. 

(Seite 15 der Präsentation) 

Eine Gruppe lesbischer Mütter, die sich 1980 gegründet hat, fordert, ihre Lebensform 
selbst wählen zu können. 

(Seite 16 der Präsentation) 

Hier sehen Sie ein Flugblatt aus Köln, auf dem eine Forderung lautet: „Keine Benach-
teiligung in Scheidungs-, Adoptions- oder Sorgerechtsverfahren.“ 

(Seite 17 der Präsentation) 

Der LesbenRing hat sich immer wieder mit dem Thema beschäftigt, in diesem Fall 
1985, aber auch noch 1995. 

(Seite 18 der Präsentation) 

Es zieht sich über eine sehr lange Zeit. Wann genau es endet, kann man schlecht 
sagen. Es ist auch regional unterschiedlich. 

(Seite 19 der Präsentation) 
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Das Land Nordrhein-Westfalen wurde lange nicht gegen diese Diskriminierung aktiv. 
Das war deswegen besonders bemerkenswert, weil die Bundesregierung an diesem 
Unrecht nichts ändern wollte. Sie sehen hier die Antwort auf eine Kleine Anfrage zu 
Homosexualität bei Erziehungspersonen, auf die die Bundesregierung deutlich ant-
wortet, gegen eine sachgemäße Differenzierung sei nichts einzuwenden. So ungefähr 
lautet die Formulierung. 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalens legt sich 1995 auf Antidiskriminierung fest. 
Damals hat das Land auch verschiedene Studien über die Lage gleichgeschlechtlicher 
Liebe im Land, auch über gleichgeschlechtliche Elternschaft in Auftrag gegeben. 

Ich habe lange in Niedersachsen gewohnt und immer interessiert nach Nordrhein-
Westfalen geschaut. Ab Mitte der 90er-Jahre gab es hier viele Publikationen, Kampag-
nen usw. Das war sehr interessant. Es beginnt aber erst Mitte der 90er-Jahre. 

(Seite 20 der Präsentation) 

Der offene Entzug des Sorgerechts wegen lesbischer Liebe endet mit einem Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in Straßburg kurz vor Weihnachten, 
am 21. Dezember 1999. Ein Mann aus Portugal hatte geklagt, was, glaube ich, kein 
Zufall war, weil viele Frauen nicht in die nächste Instanz gingen, sondern das Urteil 
des Amtsgerichts hinnahmen. 

(Seite 21 der Präsentation) 

Es hilft den Betroffenen, wenn Unrecht als Unrecht bezeichnet wird. Das wissen wir 
zum Beispiel von den Entschuldigungen des damaligen Ministers Joachim Stamp. Ich 
war dabei, als sich der Minister entschuldigt hat und erinnere mich an eine bewegte 
Atmosphäre im Raum. Das war bei einer Ausstellung. Wenn der Staat irgendwann 
sagt: „Das war Unrecht, das war nicht richtig“, ist das für die Mütter auch deswegen so 
wichtig, weil es ein so verschwiegenes Thema war, viele bis heute darüber schweigen 
und sich bis heute mit der Frage plagen, wo sie persönlich einen Fehler gemacht ha-
ben. Es war aber ja nicht ihr persönlicher Fehler. 

Deswegen bedanke ich mich ganz herzlich, dass Sie diese Studie gefördert haben, 
durch die dieses Thema weiter verbreitet werden kann, und dass ich hier dazu spre-
chen darf. Das Schweigen muss nämlich enden. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

İlayda Bostancıeri (GRÜNE): Vielen Dank, dass Sie beide sich heute die Zeit neh-
men, uns die Studie vorzustellen. Wir haben uns auch die Broschüre besorgt, sie ehr-
licherweise aber noch nicht ganz durchgearbeitet. Deswegen entschuldige ich mich 
bereits im Voraus, falls ich Fragen stelle, die darin beantwortet werden. 

Mich interessiert, welche Quellen besonders ergiebig waren. Weil es ein so verschwie-
genes Thema ist, kann ich mir vorstellen, dass die Forschung nicht so leicht war. Wahr-
scheinlich war es auch schwierig, Einzelpersonen für Interviews zu finden. Vielleicht 
können Sie darauf eingehen. Es geht mir aber auch um Gerichtsakten und private 
Dokumente. Was konnten Sie gut nutzen? 
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Weiter interessiert mich, falls Sie Ergebnisse dazu haben, wie die betroffenen Mütter 
und Kinder die Auswirkungen des Sorgerechtsentzugs auf ihr Leben beschreiben, weil 
das sicher keine leichte Zeit war. 

Anja Butschkau (SPD): Auch seitens meiner Fraktion ganz herzlichen Dank für den 
Vortrag heute, für Ihre Arbeit und auch der Ministerin dafür, dass die Studie gefördert 
wurde und wir in Nordrhein-Westfalen einen Schritt weiter kommen. Das finde ich wich-
tig, weil – da bin ich ganz bei Ihnen – das Schweigen enden muss. 

Neben den Folgen interessiert mich, welche Art der Unterstützung sich Betroffene von 
Politik wünschen. Sie haben viele Gespräche mit Betroffenen geführt. Dieser Aspekt 
ist mir wichtig. 

Welche Verantwortung tragen Justiz, Politik und Gesellschaft Ihrer Meinung nach heut-
zutage, das Geschehene aufzuarbeiten? Welche Lehren lassen sich aus der Vergan-
genheit ziehen? Dass das Schweigen enden muss, wurde schon gesagt; das ist klar. 
Vielleicht können wir aus der Vergangenheit und dem Unrecht, das geschehen ist, 
aber noch mehr lernen. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Auch im Namen der FDP bedanke ich mich ganz herz-
lich. Sie erleben einen sehr ergriffenen Ausschuss. Allein der Zeithorizont, dass es 
kurz vor Jahresende 1999 ein Ende gefunden hat, überrascht. Deswegen vielen Dank 
für Ihre wertvolle Forschung! Es ist ein bedeutender Moment, den wir heute erleben. 

Welche Erkenntnisse liegen Ihnen zu den langfristigen Folgen für die beteiligten Kinder 
vor? Gibt es auch dazu Quellen bzw. Daten? Auch für die Kinder in diesen Familien 
war das schließlich sicherlich ein schwieriger Zustand. 

Außerdem habe ich noch eine Frage an die Landesregierung. Frau Ministerin, welche 
Ergebnisse ziehen Sie aus der Studie? Wie wollen Sie dies innerhalb der Landesre-
gierung aufarbeiten? Wie fügt sich diese Studie in die gesamte LSBTIQ*-Politik des 
Landes ein? 

Dr. Kirsten Plötz: Es wurde nach den langfristigen Folgen für die Kinder und die Müt-
ter gefragt. Ich muss leider sagen, dass ich in Bezug auf die Kinder darüber wenig 
weiß. Mit ihnen habe ich kaum gesprochen. Ich habe mit einer Tochter sprechen kön-
nen, auch schon im Zuge meiner Studie in Rheinland-Pfalz. Ich habe keine direkten 
Zeugnisse, aber natürlich die Mütter gefragt, welchen Eindruck sie haben. Die Mütter 
schildern, dass teilweise die Väter zu den Kindern praktisch gesagt haben: Eure Mutter 
hat die Familie kaputt gemacht. Sie hat euch verlassen. Sie hat euch nicht mehr lieb. 
Sie will euch nicht mehr. – Da ist ein Bruch erzeugt worden, der bis heute existiert und 
den man nicht reparieren kann. Das ist teilweise die Folge. 

Sehr berührt hat mich die Schilderung einer Mutter. Deren Tochter hat, als sie etwa elf 
Jahre alt war, also gerade alt genug, um so etwas zu tun, ihr Taschengeld gespart, ist 
zur Mutter gefahren und hat gesagt, sie wolle bei ihr wohnen. Das muss das Gericht, 
muss alle ausreichend beeindruckt haben, denn die vorherige Entscheidung ist rück-
gängig gemacht worden. Die Tochter durfte tatsächlich bei der Mutter wohnen. 
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In einem Fall war die Tochter zwei Jahre alt, als die Mutter weg kam. Die Mutter war 
die einzige Bezugsperson. Die Tochter kam zum Vater, der sich natürlich nicht um sie 
kümmerte, weil er arbeiten gehen musste. Dann kam das Kind zu einer Tante, die es 
überhaupt nicht kannte. Das kann nicht gut sein. 

Man müsste das einmal genauer untersuchen. Die Äußerungen, die ich gehört habe, 
waren alles in allem eher bestürzend. Den Kindern wurde in der Regel die wichtigste 
Bezugsperson entrissen, um es sehr deutlich zu sagen. Das hatte mit dem Kindes-
wohl, wie ich es verstehen würde, nichts zu tun, auch nicht mit den Bindungen. Dieses 
Weggerissenwerden ist für einige Mütter traumatisch; eine hat es genauso gesagt. 
Nachdem ich ihre Schilderung gehört habe, würde ich sagen, dass es tatsächlich ge-
nau der Definition von Trauma entspricht. 

Ich habe einen Bericht einer Frau aufgenommen, die überhaupt nicht darüber reden 
kann. Sie hat wohl im Lauf der Zeit gelegentlich etwas zu ihrer Partnerin darüber ge-
sagt, wenn sie es aushielt. Die Partnerin, die jetzige Ehefrau, hat es dann aufgeschrie-
ben. Darüber nicht sprechfähig zu sein, ist sehr verbreitet, glaube ich. Ich bin immer 
wieder darauf gestoßen, dass Menschen mir gesagt haben, auch ihnen sei das pas-
siert, aber sie redeten nicht darüber und gäben mir kein Interview. Das gilt teilweise 
auch für Personen, die ich kannte. Sie reden nicht darüber. Das Ganze bleibt ver-
schlossen. 

Teilweise geht es auch darum, die Kinder davor zu schützen, zu wissen, was der Vater 
getan hat oder getan hätte. 

Ich gerate mit meinen Möglichkeiten als Historikerin praktisch an eine Grenze, das 
einschätzen zu können. Es sieht mir aber nach sehr viel Leid bis hin zu Traumata aus. 

Eine Frau berichtete, dass sie, nachdem sie das Sorgerecht verloren hatte, nach ei-
nem Besuch beim Kind mit dem Auto nach Hause gefahren sei und noch wisse, dass 
sie in einer Kurve überlegt habe, gegen einen Baum zu fahren. Diese Frau hat es nicht 
getan, aber wir wissen natürlich nicht, wie viele es getan haben. Es hatte also massive 
Folgen. 

Deborah Timm (Queeres Netzwerk NRW): Ich möchte aus Sicht des Trägers kurz 
etwas ergänzen. Wir als Queeres Netzwerk NRW durften dieses Projekt begleiten. Ich 
betone, welch eine Herausforderung es für Frau Dr. Plötz war, diese Forschungser-
gebnisse zu erzielen. Es geht da genau um die Frage, die gestellt wurde: Welche 
Quellen gibt es überhaupt, und wie ergiebig sind diese Quellen? – Dazu ist schon et-
was gesagt worden, auch zu persönlichen Kontakten als mögliche Quelle, die erst ein-
mal eine gute Möglichkeit sind, ein solches Thema, das totgeschwiegen wird, greifbar 
zu machen. Das Archiv ausZeiten NRW hat Aufrufe gestartet, damit sich Menschen 
melden. Trotzdem war es eine wirklich schwierige Forschungsarbeit. Das ergänze ich 
aus Trägersicht, der die Studie begleiten durfte. 

Ich greife den Aspekt „Lehren aus der Vergangenheit ziehen“ auf. Es ist deutlich ge-
worden, dass es eine unglaubliche Wirkungsmacht hat, wenn der Staat inklusive der 
Rechtsprechung Unrecht benennt, weil es sich darauf auswirkt, wie Menschen sich 
selbst in der Situation wahrnehmen. Wenn man es so wahrgenommen hat, dass man 
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selbst schuld daran war, das Sorgerecht verloren zu haben, hat das eine Wirkung, 
nachdem über einen wirklich langen Zeitraum Menschenleben massiv beeinträchtigt 
wurden.  

Mit Blick auf die Zukunft wäre es wichtig, zu schauen, wo weiterhin Unrecht im Recht 
sichtbar ist. Auf Bundesebene ist man da sehr schnell beim Abstammungsrecht, durch 
das immer noch Regenbogenfamilien diskriminiert werden. 

Dr. Kirsten Plötz: Darf ich dem etwas hinzufügen? Auch ich sehe bei den Regenbo-
genfamilien eine gewisse Parallele. Bei einer lesbischen Familiengründung handelt es 
sich um ein Wunschkind, das in eine Ehe hineingeboren wird – jedenfalls häufig. Das 
ist die einzige Konstellation, bei der das Jugendamt überhaupt schaut, ob alles in Ord-
nung ist, und zwar häufig ein Jahr lang. Das alles wissen wir seit über 20 Jahren. Das 
ist skandalös. Es ist eine fürchterliche Situation für die betroffenen Paare, die eine 
Familie gründen. Die Kälte, mit der die Öffentlichkeit dies hinnimmt, ist der Kälte ähn-
lich, mit der man diese Sorgerechtsentzüge hingenommen hat. Es ist bekannt, dass 
das den Kindern schadet. Das wird ignoriert, die Mütter müssen gemaßregelt wer-
den. – Das ist zumindest mein Eindruck von dieser Parallele. Vor allem in den 80er- 
und 90er-Jahren wird öffentlich viel darüber und heute viel über den Umgang mit les-
bischen Familiengründungen diskutiert.  

Zu den Quellen. Darüber kann man lange sprechen, das tue ich jetzt nicht. Kurz er-
wähne ich aber, dass die Akten fast nichts hergeben, weil die Begriffe nicht stimmen. 
Ich kann zwar in einem Archiv nach Akten über Homosexualität fragen, erhalte dann 
aber Akten zu § 175 Strafgesetzbuch. Es ist gut, dass diese Akten überliefert sind; 
verstehen Sie mich nicht falsch. Für lesbische Frauen gibt es aber kein Stichwort. Es 
gibt nicht einmal eine einheitliche Bezeichnung. Mal heißt es so, mal so, und das spie-
gelt sich im Archiv wider. Eine Recherche im Archiv ist also fast nutzlos. 

Jugendamtsakten sind ohnehin sehr schlecht überliefert. 

Ich könnte Scheidungsprozesse betrachten, aber auch diese sind schlecht überliefert. 
Im Saarland habe ich einmal Akten zu Scheidungsprozessen in einigen Jahren durch-
geschaut und bin auf Fälle gestoßen, in denen im Urteil etwas von lesbischer Liebe 
stand. Es ist aber bekannt, dass das häufig nicht so formuliert, sondern abgesprochen 
wurde, was vor Gericht gesagt wird. 

Die Quellenlage ist also schwierig. Wenn es auch in Zeitungen etc. nicht Thema ist, 
wird es immer schwieriger. Man muss umfangreich Arbeit an allen Ecken und Enden 
leisten. Glücklicherweise bin ich Alltagsgeschichtlerin und nicht auf eine Quellengat-
tung festgelegt. 

Welche Unterstützung wünschen sich Betroffene? Keine Betroffene hat mir gegenüber 
etwas dazu gesagt. Nachdem ich erlebt habe, wie groß die Belastung ist, ist mein per-
sönlicher Eindruck, dass es gut wäre, wenn es Beratungsstellen gäbe, die dabei un-
terstützen, mit diesem Trauma klarzukommen. Es wäre gut, wenn die Betroffenen da-
mit nicht allein wären. Dieses Damitalleinsein ist furchtbar, glaube ich. 
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Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI): Erst einmal bedanke auch ich mich für die 
wahnsinnig wichtige Arbeit, die Sie da geleistet haben, sowie für die große Empathie, 
die nötig ist, um mit den Frauen darüber sprechen zu können. Die Frauen beweisen 
Mut, wenn Sie dieses oft über Jahrzehnte währende Schweigen brechen und ihre Ge-
schichte erzählen, die für sie selbst sehr traumatisch und vielleicht auch immer noch 
schambesetzt ist. Es ist zwar 2026, trotzdem ist es so. Das geht auch aus dem hervor, 
was Sie zusammengetragen haben, und auch aus dem, was Sie, wie Sie berichtet 
haben, nicht zusammentragen konnten, weil viele Frauen noch heute nicht darüber 
reden. Deswegen ist es unglaublich wichtig, dass es die Frauen gibt, die diesen Mut 
aufgebracht haben. 

Sie haben etwas ganz Entscheidendes gesagt: Es ist wichtig, dass diese Geschichten 
und das Unrecht, das damit verbunden ist, sichtbar gemacht werden. – Deswegen 
haben wir als Land diese Studie gefördert. Es ist auch mir persönlich wichtig. Sie ha-
ben auch in Rheinland-Pfalz eine Studie durchgeführt. Nordrhein-Westfalen ist aber 
das bevölkerungsreichste Bundesland. Jetzt wurde auf die nordrhein-westfälische Ge-
richtsbarkeit und darauf, wie vonseiten der Jugendämter in Nordrhein-Westfalen damit 
umgegangen wurde, geschaut. 

Was jetzt vorliegt, zeigt, dass es in Nordrhein-Westfalen zwar auch differenzierte Ein-
schätzungen und Rückmeldungen gibt, man aber trotzdem festhalten muss, dass auch 
in Nordrhein-Westfalen diesen Frauen und Kindern Unrecht widerfahren ist. Ich finde, 
es ist eine Stärke des Rechtsstaats, anzuerkennen, dass das Unrecht war. Ich wün-
sche mir, dass wir ein gemeinsames politisches Zeichen setzen, dass das Unrecht 
war. Bei den Opfern des § 175 Strafgesetzbuch in der Bundesrepublik hat es lange 
gedauert, weil die Auffassung vertreten wurde, ein Rechtsstaat könne nicht unrecht 
handeln. Es war ein wichtiger Moment für die Opfer des § 175 Strafgesetzbuch, dass 
der Rechtsstaat irgendwann die Kraft aufgebracht hat, anzuerkennen, dass in dieser 
Kontinuität und dieser eindeutigen rechtlichen Diskriminierung Unrecht lag. Leider kam 
dieser wichtige Moment so spät, dass viele der Opfer ihn nicht erlebt haben. Es wäre 
gut, wenn über weitere Aufarbeitungsprozesse in anderen Bundesländern, aber auch 
auf der Bundesebene sich mit Blick auf die Bundesgesetzgebung eine Entwicklung 
ergäbe, dass man auch das als Unrecht anerkennen und damit den Frauen das Gefühl 
geben kann, dass sie sich damit nicht verstecken müssen, dass es nicht ihre Schuld 
ist. Bei der Diskriminierung von Frauen ist das oft ein starker Wirkmechanismus: Es 
wird schon irgendwie an dir gelegen haben. Du wirst schon irgendetwas dazu beige-
tragen haben. – Es sollte das klare Signal gesendet werden: Wir erkennen an, dass 
das nicht so war. 

Eben haben Sie auf die Parallelen zu heute hingewiesen. Ich bin froh, dass sich in den 
letzten Jahren und Jahrzehnten vieles zum Besseren gewendet hat. Heute gibt es die 
Ehe für alle, die im größten Teil der Gesellschaft Gott sei Dank auch anerkannt ist. Es 
gibt das Adoptionsrecht für homosexuelle Paare. Trotzdem gibt es noch immer unge-
klärte rechtliche Fragen. Sie haben das Stichwort „Abstammungsrecht“ genannt. Ich 
würde sagen, dass längst überfällig ist, dass es reformiert wird. Leider ist das in der 
letzten Legislaturperiode auf Bundesebene nicht gelungen. Trotzdem bleibt es auf der 
To-Do-Liste. Es muss noch gelingen, dass das Abstammungsrecht dem Rechnung 
trägt – nicht nur aus der Perspektive des Paares, sondern auch aus der Perspektive 
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des Kindes. Es ist zum Wohle des Kindes, rechtlich beide Elternteile zu haben. Auch 
aus dieser Perspektive heraus ist es überfällig, das Abstammungsrecht endlich anzu-
passen. 

Natürlich müssen auch weiterhin Strukturen gestärkt werden; Sie haben es angespro-
chen. Das tun wir. LSBTIQ*-Menschen insgesamt und Regenbogenfamilien im Spezi-
ellen erfahren nach wie vor Benachteiligung und Diskriminierung. Manchmal beschäf-
tigen sie auch spezielle Fragen. Daher fördern wir die Landesfachstelle Regenbogen-
familien. Es gibt einfach bestimmte Fragestellungen, mit denen Regenbogenfamilien 
konfrontiert sind, die für andere Familien vielleicht nicht so alltäglich sind. Deswegen 
sind wir sehr froh, diese Strukturen unterstützen zu können. 

Eine der Lehren aus dem, was Sie mit Ihrem Bericht deutlich gemacht haben, muss 
sein, dass es starke Strukturen, den rechtlichen Rahmen und Fürsprecher braucht, 
damit Familien in Nordrhein-Westfalen in ihrer ganzen Vielfalt gleiche Lebensbedin-
gungen und gleiche Sichtbarkeit erfahren. 

Norika Creuzmann (GRÜNE): Sie haben einen langen Zeitraum untersucht. Das Un-
recht ist anerkannt worden. Es hat eine Weiterentwicklung stattgefunden. Wie die Mi-
nisterin gerade ausgeführt hat, hat sich das System verändert. Ich würde aber nicht 
meine Hand dafür ins Feuer legen, dass unsere Rechtsprechung heute diese Fehler 
nicht mehr begeht. 

Ich habe früher im Bereich „häusliche Gewalt“ gearbeitet. Da gibt es in der Rechtspre-
chung durchaus Parallelen. Unser Rechtssystem ist nicht geschlechtsneutral. Es ist 
eher frauenfeindlich. Daher ist eine spannende Frage, was sich bis heute in der Recht-
sprechung verändert hat und ob es immer noch Fälle in unserer Rechtsprechungs-
landschaft gibt, in denen diesem Recht nicht stattgegeben und unrecht gehandelt wird. 

Dr. Kirsten Plötz: Mein Untersuchungszeitraum endet mit dem Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte, weil dann die Rechtslage klar ist. Ab dann 
durfte das Sorgerecht nicht mehr offen entzogen werden. 

Als ich angefangen habe, überhaupt dazu zu forschen, habe ich am Rande einer Ta-
gung einen Familienrichter getroffen, der mir sagte, das passiere immer noch, es stehe 
nur nicht mehr in den Urteilen. Der Schreck über diese Aussage sitzt mir immer noch 
in den Gliedern. Ich wünsche mir immer noch, dass das einmal untersucht wird. 

Ich habe eine ganze Weile in Rheinland-Pfalz gelebt und da an der Mosel den Fall 
einer Mutter mitbekommen. Sie hat einen langwierigen und für das Kind sehr schlim-
men Sorgerechtsstreit hinter sich gebracht. Das Kind wollte unbedingt bei der Mutter 
bleiben, der Vater meinte aber, sein Sohn müsse ein richtiger Mann werden, was er 
bei einer lesbischen Mutter nicht würde. Es waren die alten Stereotype. Der Verfah-
rensbeistand hat gegen das Kind und gegen die Mutter gehandelt. Da kamen mehrere 
Sachen zusammen, die eigentlich nicht zusammenkommen dürfen. 

Das Gericht ist sehr lange der Vorstellung gefolgt, dass der Vater für ein Kind uner-
setzlich ist. Diese Vorstellung konnte in den letzten vielleicht 30 Jahren immer mehr 
Land gewinnen. Ich weiß nicht, woher das kommt. Es ist Unfug, wissenschaftlich gesehen 
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Unsinn. Ich habe mehrere Studien gelesen. In einem Punkt kommen alle ordentlichen 
Studien zum selben Ergebnis: Ein Kind braucht liebende, verlässliche Eltern und mehr 
als einen Elternteil, also mehrere Sichten auf die Welt. Das Geschlecht spielt über-
haupt keine Rolle. Liebe, Verlässlichkeit spielen eine Rolle, Geschlecht spielt keine 
Rolle. Ein Kind braucht keinen Vater. Ein Kind braucht nicht unbedingt eine Mutter. Ein 
Kind braucht liebevolle Eltern. – Das ist der wissenschaftliche Stand. 

An den Gerichten hat sich aber irgendwie festgesetzt, dass ein Kind einen Vater braucht. 
Das führt dazu, dass Kinder zu Vätern geschickt werden, wenn ein Missbrauchsver-
dacht im Raum steht. Diese Annahme verbreitet sich momentan immer mehr. 

Ich habe mit Schrecken die Ende 2024 veröffentlichte Studie von Herrn Dr. Hammer 
gelesen. Ergebnis der Studie ist, dass das bis zur tödlichen Gefahr für Kinder geht. 
Kinder kommen also in dieser Gefahr um, weil diese Vorstellung wie ein Gesetz ist: 
Ein Kind braucht seinen Vater. – Das ist Unfug. 

Zurück zu dem Fall von der Mosel. Das Verfahren hat das Kind schwer krank gemacht, 
bevor endlich die Entscheidung getroffen wurde, dass das Kind bei der Mutter bleiben 
darf, wohin es die ganze Zeit wollte. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Auch diese Antworten gingen unter die Haut. 

Ich frage die Landesregierung noch einmal, inwiefern aus dieser wichtigen Studie kon-
krete Maßnahmen abgeleitet werden und wie sich diese Studie in die LSBTIQ*-Stra-
tegie des Landes einfügt. 

Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI): Ich mache die Erfahrung, dass die Länge mei-
ner Antworten nicht dazu beiträgt, dass Sie wissen, was ich gesagt habe. Da stellt sich 
die Frage, ob es an mir liegt. Aber egal! Zum einen finde ich, dass die Ergebnisse der 
Studie und die damit verbundene Sichtbarmachung für sich stehen. Das ist schon Teil 
dessen, was die Landesregierung als einen politischen und als einen in ihrer Verant-
wortung stehenden Aspekt sieht. Die Sichtbarkeit und überhaupt die Aufarbeitung die-
ses Teils der Geschichte, der vorher nicht betrachtet wurde, den es gar nicht gab, 
müssen gefördert werden. Es ist ein blinder Fleck in der bundesrepublikanischen 
Rechtsgeschichte. Das steht für sich selbst, finde ich. Es ist mir wichtig, das so zu 
sehen – auch im Sinne der Forschung und der Arbeit, die Sie geleistet haben. 

Zum anderen erwachsen daraus noch weitere Punkte – eine ganze Reihe wurde schon 
genannt –, bei denen es eventuell sinnvoll sein kann, weiter daran zu forschen. Nun sind 
wir kein Forschungsinstitut, man kann sich diese Punkte aber sicher noch einmal an-
schauen. Ich kann nicht beurteilen, wie sinnhaft weitere Forschungen sein könnten, 
weil historische Forschung immer von der Quellenlage abhängig ist. Es wäre also wichtig, 
vorher zu wissen, wie die Quellenlage aussieht. Wenn über die Kinder nichts Valides 
in Erfahrung gebracht werden kann, dann kann dies kein Forschungsansatz sein. 

Eine Ableitung nicht direkt aus diesen Ergebnissen, aber aus dem, was da mit-
schwingt, ist, dass wir die Landesfachstelle Regenbogenfamilien fördern, weil die Si-
tuation dieser Familien heute gleichermaßen relevant ist. Das würde auch ohne diese 
Studie geschehen, die Studie unterstreicht aber noch einmal, welche Verantwortung 
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auch aus der Betrachtung der Vergangenheit erwächst. Ich denke, es wäre gut, wenn 
wir gemeinsam dafür Sorge tragen würden – wir als Gleichstellungsministerium haben 
uns immer wieder dafür eingesetzt –, dass das Abstammungsrecht auf Bundesebene 
noch einmal auf die Agenda gesetzt wird. Ich weiß nicht, wie viel Schwung in diese 
Debatte noch einmal kommt. Wir wollen aber gerne dazu beitragen, die Debatte hoch-
zuhalten, weil ich es für richtig halte. 

Vorsitzende Britta Oellers: Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen und bedanke 
mich ganz herzlich bei Ihnen, Frau Dr. Plötz und Frau Timm. 

(Beifall von allen Fraktionen) 
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2 Geburtshilfe sichern – Hebammen unterstützen – selbstbestimmte Geburt 

für Frauen ermöglichen! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/16492  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales – federführend – sowie an den Ausschuss 
für Gleichstellung und Frauen am 28.11.2025) 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Franziska Müller-Rech 
(FDP), sich nachrichtlich an der vom federführenden Ausschuss 
beschlossenen Anhörung zu beteiligen. 
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3 Landesaktionsplan zur Umsetzung der Istanbul-Konvention – Aktueller Sach-

stand und Perspektive (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4746 

Anja Butschkau (SPD) bekundet Freude darüber, dass der erste Teil des Aufstel-
lungsverfahrens des Landesaktionsplans zur Umsetzung der Istanbul-Konvention im 
Dezember habe abgeschlossen werden können. In den dazu durchgeführten fünf 
Schwerpunktveranstaltungen sei nützlicher Input erarbeitet und zusammengetragen 
worden, sodass die Situation gewaltbetroffener Frauen und ihrer Kinder verbessert 
und die Prävention vor Gewalt gestärkt werden könne. Darauf könne nun aufgebaut 
werden. 

Sie wünsche zu erfahren, ob der Ausschuss für Gleichstellung und Frauen vor dessen 
Beschluss im Landeskabinett den Landesaktionsplan diskutieren und Anmerkungen 
anbringen könne. 

Außerdem bitte sie um eine Information dazu, ob weitere Fokusgruppengespräche ge-
plant seien. 

Im Bericht heiße es, verschiedene Ressorts sollten beteiligt werden, weshalb sie inte-
ressiere, welche Ressorts genau eingebunden würden. 

Die im Bericht angeführten Fokusgruppengespräche fänden zwischen Ende Januar 
2026 und Ende März 2026 statt, führt Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI) aus. Sie 
halte es für wichtig, dass die Perspektive der von Gewalt betroffenen Frauen einbezo-
gen werde, dafür müssten jedoch diverse Voraussetzungen erfüllt werden. Daher sei 
sie froh, dass diese Gespräche so durchgeführt werden könnten. 

Der Ausschuss werde über den weiteren Fortgang des Prozesses auf dem Laufenden 
gehalten. Den Abgeordneten sei außerdem die Möglichkeit eingeräumt worden, an 
verschiedenen bisherigen Veranstaltungen dazu teilzunehmen, was auch in Anspruch 
genommen worden sei, damit sie mit den jeweiligen Fachleuten diskutieren könnten. 
Es handele sich um einen ressortübergreifenden Prozess, in den etwa das Innen- und 
das Justizressort einbezogen worden sei, damit im Landesaktionsplan die unterschied-
lichen Erkenntnisse aufgegriffen werden könnten. 

Die fünf Schwerpunktveranstaltungen bildeten die große Themenbandbreite, die sich 
auch durch die Veränderung der Gewaltformen ergeben habe, ab. Sie halte es für gut, 
dass die Themen im Bereich „digitale Gewalt“ mehr zum Schwerpunkt geworden 
seien. Gleiches gelte für das Thema „Gewaltschutz in familiengerichtlichen Verfahren“; 
aus dem Vortrag von Frau Dr. Pötz unter TOP 1 gehe ebenfalls die Bedeutung dieses 
Themas hervor. Die jeweils fachlich zuständigen Ressorts seien jeweils mit eingebun-
den worden, um ebenfalls ein Auge auf diese Aspekte zu haben. 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 17 - APr 18/1135 

Ausschuss für Gleichstellung und Frauen  22.01.2026 
37. Sitzung (öffentlich) CR 
 
 
4 Auslastung der Frauenhäuser und weitere Planungen zum Ausbau des Hilfe-

systems (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4749  

Die Antworten auf drei von ihr an die Landesregierung gerichtete Kleine Anfragen 
seien nicht zufriedenstellend gewesen, kurz nach der dritten Antwort habe man die 
Zahlen zur Auslastung der Frauenhäuser dann aber der Presse entnehmen können, 
merkt Anja Butschkau (SPD) an. Eine Information des Ausschusses hätte sie für an-
gebracht und kollegial gehalten. 

Sie wünsche zu erfahren, ob die technischen Probleme wegen der Umstellung des 
Förderprogrammcontrollingsystems mittlerweile behoben seien, wann der Landesre-
gierung die Auswertung der Daten zur Auslastung der Frauenhäuser vorliegen werde 
und ob die Daten für das Jahr 2025 voraussichtlich ebenfalls mit einer solchen Verzö-
gerung zur Verfügung stehen würden, denn natürlich werde ihre Fraktion diese eben-
falls erfragen. Sie erbitte außerdem eine Übermittlung der Daten, und zwar aufge-
schlüsselt nach den jeweiligen Frauenhäusern. 

Da die Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros/Gleichstellungsstellen in 
einem Gespräch mit ihrer Fraktion Sorge darüber bekundet habe, dass einige Kom-
munen ihre Förderung der Gleichstellungsstellen vielleicht mit Verweis auf die baldige 
Übernahme der Förderung durch Bund und Land im Zuge der Umsetzung des Gewalt-
hilfegesetzes schon vorher einstellten, frage sie nach einer Regelung für die Über-
gangszeit bis zur finalen Umsetzung des Gesetzes und der Übernahme der Förderung 
2032 und nach dem Zeitpunkt der Übernahme der gesamten Fördersumme sowie da-
nach, wann mit einem Entwurf des Landesausführungsgesetzes gerechnet werden 
könne. 

Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI) unterstreicht zunächst, dass das Gewalthilfege-
setz einen Meilenstein darstelle und noch knapp vor Ende der letzten Legislaturperiode 
auf Bundesebene beschlossen worden sei. 

Die SPD-Fraktion frage schon seit unmittelbar nach der Verabschiedung dieses Ge-
setzes nach der Umsetzung auf Landesebene. Der Sicherstellungsauftrag greife 2027, 
der Rechtsanspruch 2032. In diversen Berichten habe ihr Ministerium die einzelnen 
Schritte zur Erstellung des Ausführungsgesetzes dargelegt. Das Bundesgesetz ent-
halte diverse Vorgaben. Mit der geforderten Durchführung der Ausgangsanalyse und 
Entwicklungsplanung sei, wie im vorliegenden Bericht ausgeführt, Kienbaum Consul-
tants International beauftragt. Parallel arbeite man an dem Ausführungsgesetz und 
behalte dabei eine gewisse Flexibilität, um die Ergebnisse der Kienbaum-Studie nach 
deren Fertigstellung einfließen lassen zu können. 

Nach Beschluss des Gewalthilfegesetzes auf Bundesebene müssten die Kapazitäten 
der Frauenhäuser selbstverständlich sukzessive ausgebaut werden. Sie mache jedoch 
darauf aufmerksam, dass die Zahl der abgelehnten Aufnahmegesuche keineswegs 
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identisch mit der Anzahl der Frauen, die keinen Platz in einem Frauenhaus gefunden 
hätten, sei. Darauf werde auch im Bericht verwiesen. Müsse ein Frauenhaus ein Auf-
nahmegesuch ablehnen, weil dort tatsächlich kein Platz mehr vorhanden sei oder weil 
der freie Platz nicht zur Situation der Frau – etwa die Anzahl der Kinder, die mit ihr 
aufgenommen würden – passe, bemühten sie sich stets darum, anderswo einen Platz 
für die jeweilige Frau zu finden. Im Berichtsjahr 2024 habe es keinen Tag gegeben, an 
dem wirklich jeder Platz in den Frauenhäusern im Land belegt gewesen sei. 

Mit der technischen Umstellung des Förderprogrammcontrollingsystems vor drei Jah-
ren sei ein umfangreicher Prozess verbunden gewesen, da die Aufarbeitung der Daten 
im Zuge einer Änderung sämtlicher Erfassungsbögen, die die Einrichtungen ausfüllten, 
zusammen mit den Trägervereinen habe umgestellt werden müssen, führt LMRʼin 
Antje Kuntzsch (MKJFGFI) aus. Mittlerweile sei die Umstellung abgeschlossen und 
die Daten lägen zeitnäher, aber weiterhin nicht so kurzfristig, wie es sich auch das 
Ministerium wünschte, vor. Zwar könne man kurzfristig Stichproben abfragen, wenn 
aber Daten an den Landtag geliefert würden, müssten diese absolut valide sein. Dies 
werde dadurch sichergestellt, dass die gelieferten Daten durch einen Dienstleister auf 
Plausibilität geprüft und bei Auffälligkeiten mit den Einrichtungen besprochen würden. 
Anschließend erhielten die Landschaftsverbände als Bewilligungsbehörden die Daten, 
die sie wiederum mit ihren Förderdaten abglichen und so noch einmal auf Plausibilität 
prüften. Erst danach erhalte das Ministerium die Daten, wo man die Weiterverarbei-
tung zeitlich in Einklang mit anderen Aufgaben, etwa der Erstellung des Ausführungs-
gesetzes zum Gewalthilfegesetz, bringen müsse. 

Obwohl es nicht insinuiert worden sei, stellt Anja Butschkau (SPD) klar, dass man mit 
der Abfrage der Daten natürlich niemanden ärgern wolle. 

Natürlich sei es gut, dass 2024 die Frauenhäuser an keinem Tag voll belegt gewesen 
seien, doch wisse auch die Ministerin, dass Bindungen und soziale Räume gerade für 
Kinder und Jugendliche eine große Bedeutung hätten, weshalb auch die örtliche Ver-
fügbarkeit von Plätzen eine Rolle spiele. 

Sie könne das Anliegen von Anja Butschkau (SPD) gut nachvollziehen und fordere 
selbst schon lange einen Ausbau des Systems, so Norika Creuzmann (GRÜNE). 

Aus ihrer eigenen Arbeit in einem Frauenhaus wisse sie jedoch, dass die Zahlen zwar 
deutlich machten, dass der Bedarf groß und die Zahl der Plätze zu niedrig sei, nicht 
jedoch, wie groß der Bedarf tatsächlich sei. Wie schon geschildert würden trotz eines 
freien Platzes Aufnahmegesuche abgelehnt, weil etwa für die Kinder der Frau nicht 
genug Kapazität vorhanden sei, manchmal gebe es aber auch Problematiken, die nicht 
mit der Hausordnung des jeweiligen Frauenhauses in Einklang zu bringen seien. Ab-
gelehnt werden müssten zum Beispiel auch Hilfegesuche aus weiter entfernt liegenden 
Kreisen, wenn diese nachts eingingen und für die jeweilige Frau keine realistische 
Möglichkeit bestehe, das Frauenhaus noch in der Nacht etwa mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln zu erreichen. 
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Mit einer zu häufigen Abfrage der Zahlen belaste man die Kräfte dort zudem. Gerade 
bei autonomen Frauenhäusern ohne Trägerstruktur müsse von Hausmeistertätigkei-
ten bis hin zu Statistiken alles selbst erledigt werden. Zudem würden die Zahlen meist 
zu den Bürozeiten erfasst. Wenn sich also nachts beim Telefondienst noch Anfragen 
eingingen, fehlten diese möglicherweise in der Erfassung. 

In manchen Fällen sei die geforderte regionale Unterbringung zudem erstrebenswert, 
in vielen Fällen trage eine Unterbringung in einem etwas weiter entfernten Frauenhaus 
auch zu einer Verringerung der Gefährdung bei. Daher sollten solche Spielchen nicht 
gespielt werden. Sie halte es auch nicht für sinnvoll, dass in manchen Kommunen 
diese festlegten, dass nur Frauen aus der jeweiligen Kommune aufgenommen würden. 
Es sollte selbstverständlich sein, dass Frauen bundeslandübergreifend vermittelt wer-
den könnten. 

Auch in ihrer praktischen Tätigkeit habe sie Berührungspunkte etwa damit gehabt, 
dass Frauen zu ihrer Sicherheit in einem Frauenhaus weit entfernt von ihrem Wohnort 
untergebracht hätten werden müssen, erklärt Anja Butschkau (SPD). Es gehe ihr also 
keineswegs darum, bei diesem ernsten Thema Spielchen zu spielen. 

Natürlich dürfe die Belastung der Kräfte in den Frauenhäusern nicht durch Verwal-
tungsaufgaben erhöht werden. Wenn man aber diese Belastung anerkenne, müsse ihr 
auch entgegengewirkt werden, indem die Finanzierung verbessert werde. 
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5 Verschiedenes 

hier: Information zu Obleuterunde in der kommenden Woche 

Am Rande des Plenums in der nächsten Woche solle eine Obleuterunde zur Bespre-
chung der Planung Einladung von Gästen in Sitzungen des Ausschusses in diesem 
Jahr und weiterer Planungen stattfinden, teilt Vorsitzende Britta Oellers mit. 

gez. Britta Oellers 
Vorsitzende 

3 Anlagen 
03.02.2026/04.02.2026 
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Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Frauenmuseum Bonn (Hg.): Politeia. Szenarien aus der deutschen Geschichte nach 1945 aus Frauensicht. 1998, S. 89
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Iplalltioriverte-.-r—•— 1. 

Artikel 3 

1. Die Gesetzgebung steht dem Vo:k und der 
Volksvertretung zu. 
2- Die Verwaltung liegt in den ILnden der 1,7...uies-
regierung, der Gemeinden und der Ciemeindever-
Ltnde. 
3. Die Rechtsprechung wird' durch unabhängige 
Richter ausgeübt. 

Zweiter Teil 

Von den Grundrechten und der Ordnung 
des Gemeinschaftslebens 

Erster Abschnitt — Von den Grundrechten 
Artikel 4 

Die im Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland in der Fassung vom 23. Mai 1919 
festgelegten Grundrechte und staatsbürgerlichen 
Rechte sind Bestandteil dieser Verfassung und 
unmittelbar geltendes Landesrecht. 

Zweiter Abschnitt — Die Familie 
Artikel 5 

1. Ehe• und Familie werden als die Grundlagen 
der menschlichen Gesellschaft anerkannt. Sie 
stehen unter dem besonderen Schutz des Landes. 
Die Mutterschaft und die kinderreiche Familie 
haben Anspruch auf besondere Fürsorge. 
2. Die der Familie gewidmete Hausarbeit der Friu 
wird der Berufsarbeit gleichgeachtet. 

Artikel 6 
1. Der Jugend ist die uinfr,ssende Möglichkeit zur 
Berufsausbildung und Berufsausübung zu sichern_ 
Begabte Jugenuliche sind besonders zu fördern. 
40 

1 2. Die Jugend ist vor Ausbeutung, Mißbrauch und 
sittlicher Gefährdung zu schützen. 
3. Das Mitwirkungsrecht der Kirchen und Religi-
onseemeinschalten sowie der Verbände der freied 
Wohlfahrtspflege in den Angelegenheiten der Fa-
milienpflege und der Jugendfürsorge. bleibt ge-
währleistet und ist zu fördern. 
Dritter Abschnitt — Schule, Kunst und Wissen-

schaft, Religion und Religionsgemeinschaften 
Artikel 7 

1. Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor der Würde 
des Menschen und Bereitschaft zum sozialen Han-
deln zu wecken, . ist _ vornehmstes _ Ziel _ der _Er-
ziehung. 
2. Die Jugend soll erzogen werden im Geiste der 
Menschlichkeit. der Demokratie und der Freiheit, 
zur Duldsamkeit und zur Achtuni; vor der li ber-
zeugung des anderen, in Liebe zu Volk und Hei-
mat, . zur Völkergemeinschaft und Friedens-
gesinnung. 

Artikel 8 
I. Jedes Kind hat Anspruch auf .Erziehung und 
Bildung. Das natürliche Recht der Eltern, die 
Erziehung und Bildung ihrer Kinder zu bestimmen, 
bildet die Grundlage des Erziehungs- und Schul-
wesens. 
Die staatliche Gemeinschaft hat Sorge zu tragen, 
daß das Schulwesen den kulturellen und sozialen 
Bedürfnissen des Landes entspricht. 
2- Es besteht allgemeine Schulpflicht: ihrer Er-
fullung dienen Erundsrazlich die Volksschule und 
clic Berufsschule. 
3. Land und Gemeinden haben die Pflicht, Schulen 
zu errichten und zu fördern. Das gesamte Schul-

41 

Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Die Verfassung des Landes  Nordrhein-Westfalen. Hg. und erläutert von Gregor Geller / Kurt Kleinrahm. Göttingen: Otto Schwartz 1950 
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Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Aus: Spinnboden LAZ-Archiv 07 Briefe II 1974
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Das neue 
EHEGESETZ 

Gesetz Nr. 16 

der 

Alliierten kontrollbehörde 
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I Bundesgesetzblatt" 
21 

Teil I Z 1997 A 

1976 I Ausgegeben zu Bonn am 13. Juni 1976 I Nr.67 

Tos Inhalt Seite 

14 6 76 Ente. Gotte ser Adern des Dee und Nantlleareebts 41. . . . . 1421 
11:1 11112. litt. NI I. Vl.'. rot. los s. wes. 11.1-1. 

Erstes Gesetz 
zur Reform des Ehe- und Familienredafs 

(1. EheRGf 

Vom 14. Juni 1976 

Der Bundestag hat mal Zustimmung des Bundes-
Jet., de• folgende Gesetz Leo blossen-

Artikel 8 

*aderang die Bargerlkbea Gesetzturfs 

Minnnen Treffen sie keine Bestimmung. so ist 
Ehename der Geburtsname des Mannes. Geburts-
name Ist der Nette, der In die. Geburtsurkunde 
der Verlobten rur Zeit der Eheschlienung einzu-
tragen ist. 

(3J Ein Ehegatte, dessen Geburtsname nicht 

Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Quelle: www.muenster-1972.de
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Oberlandesgericht Düsseldorf 1977

Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Beschluss des Oberlandesgerichts Düsseldorf, 10.10.1977, 2 UF 272/77, zitiert nach Juris

„Lebt die Mutter mit einer anderen Frau, zu
der sie gleichgeschlechtliche Beziehungen 
unterhält, in einer Wohngemeinschaft 
zusammen, so wird bei einem Verbleiben 
der Kinder bei der Mutter das Kindeswohl 
gefährdet.“
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Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

FamRZ 1985, Heft 5, S. 529
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Sorgerecht für Lesben: Russisches Roulette vor Gericht 

Die Eltern des Sohnes sind geschieden. Die antragstellencle Mutter (ASt.) bean-
nagte gemäß § 1671II BGB das Sorgerecht für ihr Kind. Der Vater, Antragsgeg-
ner (Ahg.), leitete seine Bedenken hiergegen daraus ab, daß die Mutter mit ih-
~r (gleichgeschlechtlichen Partnerin zusammenlebt. Das Amtsgericht Mem-L 1--1 

Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

In: beiträge zur feministischen theorie und praxis Nr. 25/26, 1989/90, S. 209
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Tinf 

Lesbisch und Mutter?, 
(»Ononlische und soziale Aspekte eines scheinbaren 

ParadoSortS 

Diese 
Ausarbeining erhebt keinen Anspruch auf 

Vollstindigkeit 

und 
Allgerneingültigkeit da so ein komplexes Thema nicht eia 

ein pur 5.letten 
abgehandelt wenden kann_ Zugleich kann Ich nur 

meine zur Zelt gültigem 
Wahrnehmungen beschreiben, und der

Stand der Dinge sielet nach einer Reflexion des Artikels vielleicht 

ganz anders aua 

Sehimengkeeen beim Schreiben ergaben sich dadurch dak er 

nicht moglich ist soziale und 
ökonomische Aspekte zu trennen 

Imme: wieder 
vermischen 

Inh' genauso wie es lesbischen 
Mnixen in ihrem täglichen  go_ht INir können unsere Er 
hernwelten (Lesben  Heterowelt) nicht trennen. sondern 

werden ständig 
»huschendaz  zerrissen fn beiden Welten miste-

een 
estasche Mteut erst mal nicht nur 'tunt wenn sie sich 

sichtbar machen- haben sle eine Chanise. ihre Zugehörigkeit zu 

dehnieren 
1Vicheig zu wasen 

leint 
da« dieser Artikel von einer westdeut-

schen Lesbe auf diese;
ergrund bereits 

vorhandener Kinder 

geschieben wurde und renne 
Partnerin keine eig 

Kinder 

hat Deshalb habe ich die 
Thetwitik von Lents-, die als I ben 

Mutter werden und die eveeter Frauen. . — .,. - ,:.,e3. 
. die ihre 

wieeingen Ill.MICI 

hat
erzielen 

asgelas.en. Einige meiner Thesen und 
Darsaun en 

nicht `'ur, leder gebilligt, auch L in, . ich 1 hwnden sicherlich 
d ie 

Möglichkeit ergeben. 
individuell und urcgeme• ..

tan,Ls:„,m'fill 

Lesben 
GehMle• 

Wahrnehmungen Und Erfah Ikhr 
,„,...--;,„ 4-- . 

chen. welleiclir eine 
Annalierung zu ermich r4n-en j; -,....- 1,„71-i - 

Esonkeln zu miteren Eine ursinnige 
Vorseniellndn786 

wireraus_ 

, „,en legitime iv14..hi und die Möglichkeit. Fiiifluit auf die 

'N 6 
„dliche`oz1ai"ation zu nehmen. Frauenbezogene Lebens-

. ,,,,,enhÄnge bilden ein Potential der gesamtgesellschaftb 

..... i. eranderung• da sie nicht nur eine indivicluefir Verande-

,,,„,1 deuten, ;cmelern das traditionelle Geschlechtsverhältnis 

ifflidurell in Frage stellen und klassischeCeschirchterzuweisun-

t:en 
aufbrechen. Somit hegen die Fundamente (Ur die Verände-

nm ein-Umhat« Zusammenhanse in den Händen der Wel-

,durti Mütter . lite sich gut an - ist es auch. theoretisch- praktisch 

mimet viele leittsche Mutter die Chance nicht oder nur schlectu 

Dumm, da sie ständig damit beschäftigt sind, ihren Platz und 

Maatalt in einer Gemeinschalt zu finden. diefilmglich nicht auf 

wer eingestellt ist. 

In einer patriarchalen Gesellschaft wird %tutterschaft mit Ele-

tainunung und Erfüllung gleichgesetzt und der Wert der Frau 

darüber definiert. Dadurch ergibt skti ein patriarchales Machtut-

strument, durch das Frauen auf Reprod uktemarbeit und heirro-

sexuelle Lebensweise festgelegt werden. Daher gilt lesbisches 

leben und Mutterschaft als unvereinbar Nicht nur in der diete-

rosexuelkei Oftenthchkeit, sondem auch unter Lesben 

Fa gibt viele lesbische Mutter. die bewußt eilt ihren Kindent aber 

auch ohne sie, leben wollen Doch gerade diejenige, die sich fur 

ihre Kinder entscheidet sturzt erst mal ab Es stellt sich nämlich 

die Frage: Wo gehöre ich esseritbch hin? 
Heterosexuelle Vergan-

genheit haben manche 
Lestsen, doch bei Müttern ist es offensicht-

hch. Ich habe Frauen 
kennengelernt. die ihre Kinder errehseei-

gen, aus Angst (!). in der Leeenszene nicht anerl_mni zu werden-

Ebenso traf ich Frauen. de ihr I etbischsein verheimlichen. aus 

-->Angst uni die Kinder lall Sorgerecht und Kinsiesentzug). Stän-

diges 
Abwagenmüssen_ welcher kann ich was erzählen trägt 

nicht gerade dazu bei. die Lebensqualität der Beerottenen zu 

erhöhen Sicherlich ist jede leihe venichiedenem DiSksillünkerun-

en 
ausgesettr, iicch lesbische Mütter stehen ständig unter dem 

truck, ihr Liebstes rapridi Kinder) zu verlieren. Dieser Unsicher-

heisfakto trifft aut Niclurnütter nicht tu und ist deshalb bit 

in,„,che schwer 
nachvollziehbar. Doch egal wie gred dte Bele, 

mu-,K, 
Verletzungen und Angate auch sind, lesbische Mutter 

können sich wenigdarum kümenent• daß es Ihnen selbst gutgeht. 

$7 

Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Aus: Ihrsinn 1994, Nr. 9, S. 86f
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Dr. Kirsten Plötz: „… Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Interview der Verfasserin des vorliegenden Forschungsberichts mit Heike der Verfasserin des vorliegenden Forschungsberichts mit Heike der Verfasserin des vorliegenden Forschungsberichts mit Heike der Verfasserin des vorliegenden Forschungsberichts mit Heike der Verfasserin des vorliegenden Forschungsberichts mit Heike der Verfasserin des vorliegenden Forschungsberichts mit Heike Kivelitz am 24.1.2025am 24.1.2025

Es kamen zwei Frauen rein, wir kamen ins Gespräch. Die beiden Es kamen zwei Frauen rein, wir kamen ins Gespräch. Die beiden Es kamen zwei Frauen rein, wir kamen ins Gespräch. Die beiden Es kamen zwei Frauen rein, wir kamen ins Gespräch. Die beiden Es kamen zwei Frauen rein, wir kamen ins Gespräch. Die beiden Es kamen zwei Frauen rein, wir kamen ins Gespräch. Die beiden Es kamen zwei Frauen rein, wir kamen ins Gespräch. Die beiden Es kamen zwei Frauen rein, wir kamen ins Gespräch. Die beiden Es kamen zwei Frauen rein, wir kamen ins Gespräch. Die beiden 
haben berichtet, dass niemand wissen dürfe, dass sie als Paar haben berichtet, dass niemand wissen dürfe, dass sie als Paar haben berichtet, dass niemand wissen dürfe, dass sie als Paar haben berichtet, dass niemand wissen dürfe, dass sie als Paar haben berichtet, dass niemand wissen dürfe, dass sie als Paar haben berichtet, dass niemand wissen dürfe, dass sie als Paar haben berichtet, dass niemand wissen dürfe, dass sie als Paar haben berichtet, dass niemand wissen dürfe, dass sie als Paar 
dort erscheinen, dass sie überhaupt im Sub [der queeren dort erscheinen, dass sie überhaupt im Sub [der queeren dort erscheinen, dass sie überhaupt im Sub [der queeren dort erscheinen, dass sie überhaupt im Sub [der queeren dort erscheinen, dass sie überhaupt im Sub [der queeren dort erscheinen, dass sie überhaupt im Sub [der queeren dort erscheinen, dass sie überhaupt im Sub [der queeren dort erscheinen, dass sie überhaupt im Sub [der queeren 
Subkultur] verkehren. Die eine wäre in Scheidung von ihrem Subkultur] verkehren. Die eine wäre in Scheidung von ihrem Subkultur] verkehren. Die eine wäre in Scheidung von ihrem Subkultur] verkehren. Die eine wäre in Scheidung von ihrem Subkultur] verkehren. Die eine wäre in Scheidung von ihrem Subkultur] verkehren. Die eine wäre in Scheidung von ihrem Subkultur] verkehren. Die eine wäre in Scheidung von ihrem Subkultur] verkehren. Die eine wäre in Scheidung von ihrem 
Mann und hätte zwei Kinder. Und wenn das Familiengericht Mann und hätte zwei Kinder. Und wenn das Familiengericht Mann und hätte zwei Kinder. Und wenn das Familiengericht Mann und hätte zwei Kinder. Und wenn das Familiengericht Mann und hätte zwei Kinder. Und wenn das Familiengericht Mann und hätte zwei Kinder. Und wenn das Familiengericht Mann und hätte zwei Kinder. Und wenn das Familiengericht Mann und hätte zwei Kinder. Und wenn das Familiengericht 
oder ihr Ehemann auch nur die Nase daran bekämen, dass sie oder ihr Ehemann auch nur die Nase daran bekämen, dass sie oder ihr Ehemann auch nur die Nase daran bekämen, dass sie oder ihr Ehemann auch nur die Nase daran bekämen, dass sie oder ihr Ehemann auch nur die Nase daran bekämen, dass sie oder ihr Ehemann auch nur die Nase daran bekämen, dass sie oder ihr Ehemann auch nur die Nase daran bekämen, dass sie oder ihr Ehemann auch nur die Nase daran bekämen, dass sie 
eigentlich eigentlich lesbisch ist, dann lesbisch ist, dann lesbisch ist, dann – hätte man ihr schon gesagt hätte man ihr schon gesagt hätte man ihr schon gesagt hätte man ihr schon gesagt –
würde sie ihre Kinder nie mehr wiedersehen. Davor hatte sie würde sie ihre Kinder nie mehr wiedersehen. Davor hatte sie würde sie ihre Kinder nie mehr wiedersehen. Davor hatte sie würde sie ihre Kinder nie mehr wiedersehen. Davor hatte sie würde sie ihre Kinder nie mehr wiedersehen. Davor hatte sie würde sie ihre Kinder nie mehr wiedersehen. Davor hatte sie würde sie ihre Kinder nie mehr wiedersehen. Davor hatte sie würde sie ihre Kinder nie mehr wiedersehen. Davor hatte sie 
furchtbare Angstfurchtbare Angstfurchtbare Angst. 
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- 

Peer-Beraterin aus DortmundBeraterin aus DortmundBeraterin aus DortmundBeraterin aus DortmundBeraterin aus Dortmund

Dr. Kirsten Plötz: „… Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Erzählung während des Workshops über lesbische Geschichte an der Volkshochschule Dortmund am 09.09.2023Erzählung während des Workshops über lesbische Geschichte an der Volkshochschule Dortmund am 09.09.2023Erzählung während des Workshops über lesbische Geschichte an der Volkshochschule Dortmund am 09.09.2023Erzählung während des Workshops über lesbische Geschichte an der Volkshochschule Dortmund am 09.09.2023Erzählung während des Workshops über lesbische Geschichte an der Volkshochschule Dortmund am 09.09.2023Erzählung während des Workshops über lesbische Geschichte an der Volkshochschule Dortmund am 09.09.2023Erzählung während des Workshops über lesbische Geschichte an der Volkshochschule Dortmund am 09.09.2023Erzählung während des Workshops über lesbische Geschichte an der Volkshochschule Dortmund am 09.09.2023Erzählung während des Workshops über lesbische Geschichte an der Volkshochschule Dortmund am 09.09.2023

„… langen Aufschub des eigentlichen, langen Aufschub des eigentlichen, langen Aufschub des eigentlichen, langen Aufschub des eigentlichen, langen Aufschub des eigentlichen, langen Aufschub des eigentlichen, langen Aufschub des eigentlichen, 
authentischen authentischen authentischen Lebens. Und Lebens. Und Lebens. Und das finde das finde 
ich an sich schon tragischich an sich schon tragischich an sich schon tragischich an sich schon tragischich an sich schon tragischich an sich schon tragisch.“.“
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- 

Beethovenhalle 1980Beethovenhalle 1980Beethovenhalle 1980Beethovenhalle 1980Beethovenhalle 1980

Dr. Kirsten Plötz: „… Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Begleitheft zur Veranstaltung. Aus: Schwules Begleitheft zur Veranstaltung. Aus: Schwules Begleitheft zur Veranstaltung. Aus: Schwules Begleitheft zur Veranstaltung. Aus: Schwules Museum Berlin, Bestand Deutsche Städte: Köln. Umschlag: Schwule VäterMuseum Berlin, Bestand Deutsche Städte: Köln. Umschlag: Schwule VäterMuseum Berlin, Bestand Deutsche Städte: Köln. Umschlag: Schwule VäterMuseum Berlin, Bestand Deutsche Städte: Köln. Umschlag: Schwule VäterMuseum Berlin, Bestand Deutsche Städte: Köln. Umschlag: Schwule VäterMuseum Berlin, Bestand Deutsche Städte: Köln. Umschlag: Schwule Väter

„Bei einer Scheidung wird in der Regel das Sorgerecht für die einer Scheidung wird in der Regel das Sorgerecht für die einer Scheidung wird in der Regel das Sorgerecht für die einer Scheidung wird in der Regel das Sorgerecht für die einer Scheidung wird in der Regel das Sorgerecht für die einer Scheidung wird in der Regel das Sorgerecht für die einer Scheidung wird in der Regel das Sorgerecht für die 
Kinder der Mutter zugesprochen. Wird eine Ehe jedoch wegen Kinder der Mutter zugesprochen. Wird eine Ehe jedoch wegen Kinder der Mutter zugesprochen. Wird eine Ehe jedoch wegen Kinder der Mutter zugesprochen. Wird eine Ehe jedoch wegen Kinder der Mutter zugesprochen. Wird eine Ehe jedoch wegen Kinder der Mutter zugesprochen. Wird eine Ehe jedoch wegen Kinder der Mutter zugesprochen. Wird eine Ehe jedoch wegen Kinder der Mutter zugesprochen. Wird eine Ehe jedoch wegen 
der Homosexualität der Frau geschieden, gilt dies als der Homosexualität der Frau geschieden, gilt dies als der Homosexualität der Frau geschieden, gilt dies als der Homosexualität der Frau geschieden, gilt dies als der Homosexualität der Frau geschieden, gilt dies als der Homosexualität der Frau geschieden, gilt dies als der Homosexualität der Frau geschieden, gilt dies als 
Begründung für ihre Unfähigkeit, Kinder zu erziehenBegründung für ihre Unfähigkeit, Kinder zu erziehenBegründung für ihre Unfähigkeit, Kinder zu erziehenBegründung für ihre Unfähigkeit, Kinder zu erziehenBegründung für ihre Unfähigkeit, Kinder zu erziehenBegründung für ihre Unfähigkeit, Kinder zu erziehenBegründung für ihre Unfähigkeit, Kinder zu erziehen. Die 
diesbezüglichen diesbezüglichen diesbezüglichen Entscheidungen der Gerichte und Jugendämter Entscheidungen der Gerichte und Jugendämter Entscheidungen der Gerichte und Jugendämter Entscheidungen der Gerichte und Jugendämter Entscheidungen der Gerichte und Jugendämter Entscheidungen der Gerichte und Jugendämter 
gehen sämtlich davon aus, gehen sämtlich davon aus, gehen sämtlich davon aus, gehen sämtlich davon aus, daß Homosexualität eine Art Homosexualität eine Art Homosexualität eine Art Homosexualität eine Art 
ansteckender Krankheit oder Anomalie sei, die eine Gefährdung ansteckender Krankheit oder Anomalie sei, die eine Gefährdung ansteckender Krankheit oder Anomalie sei, die eine Gefährdung ansteckender Krankheit oder Anomalie sei, die eine Gefährdung ansteckender Krankheit oder Anomalie sei, die eine Gefährdung ansteckender Krankheit oder Anomalie sei, die eine Gefährdung ansteckender Krankheit oder Anomalie sei, die eine Gefährdung ansteckender Krankheit oder Anomalie sei, die eine Gefährdung ansteckender Krankheit oder Anomalie sei, die eine Gefährdung 
der Kinder darstelleder Kinder darstelleder Kinder darstelle und einer ‚gedeihlichen Erziehung und einer ‚gedeihlichen Erziehung und einer ‚gedeihlichen Erziehung und einer ‚gedeihlichen Erziehung und einer ‚gedeihlichen Erziehung 
abträglich‘ abträglich‘ sei.“
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Wir fordern deshalb das Recht darauf, die 
Lebensform zü wählen, in der wir mit* unseren 
Kindern besser leben können. Wir fordern das 

Recht auf Anerkennung unserer eigenen 
Sexualität. Und wir werden darum kämpfen! 
Wir lassen es nicht zu, daß wir Frauen und 
unsere Kinder dafür bestraft werden, daß wir 
es geschafft haben, unser eigenes Leben 2k1 le-
ben. 

Gruppe lesbischer Mütter (1980), mit Kontakt Gruppe lesbischer Mütter (1980), mit Kontakt Gruppe lesbischer Mütter (1980), mit Kontakt Gruppe lesbischer Mütter (1980), mit Kontakt Gruppe lesbischer Mütter (1980), mit Kontakt Gruppe lesbischer Mütter (1980), mit Kontakt Gruppe lesbischer Mütter (1980), mit Kontakt Gruppe lesbischer Mütter (1980), mit Kontakt Gruppe lesbischer Mütter (1980), mit Kontakt Gruppe lesbischer Mütter (1980), mit Kontakt 
in Hertenin Herten

Dr. Kirsten Plötz: „… Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Gruppe lesbischer Mütter. Lesbenstich 1 (1980), Nr. 3, S. 37 fGruppe lesbischer Mütter. Lesbenstich 1 (1980), Nr. 3, S. 37 fGruppe lesbischer Mütter. Lesbenstich 1 (1980), Nr. 3, S. 37 fGruppe lesbischer Mütter. Lesbenstich 1 (1980), Nr. 3, S. 37 fGruppe lesbischer Mütter. Lesbenstich 1 (1980), Nr. 3, S. 37 f

„Alleinstehende lesbische Mütter müssen in Alleinstehende lesbische Mütter müssen in Alleinstehende lesbische Mütter müssen in Alleinstehende lesbische Mütter müssen in Alleinstehende lesbische Mütter müssen in 
ständiger Angst davor leben, ständiger Angst davor leben, ständiger Angst davor leben, daß ihnen ihre 
Kinder weggenommen werden, wenn die Kinder weggenommen werden, wenn die Kinder weggenommen werden, wenn die Kinder weggenommen werden, wenn die 
Tatsache, daß sie lesbisch sind, öffentlich sie lesbisch sind, öffentlich sie lesbisch sind, öffentlich 
wird. […] Lesbische Mütter, die noch Lesbische Mütter, die noch Lesbische Mütter, die noch 
verheiratet sind, in Scheidung leben oder verheiratet sind, in Scheidung leben oder verheiratet sind, in Scheidung leben oder verheiratet sind, in Scheidung leben oder verheiratet sind, in Scheidung leben oder 
geschieden sind, müssen befürchten, geschieden sind, müssen befürchten, geschieden sind, müssen befürchten, geschieden sind, müssen befürchten, daß den 
Vätern das Sorgerecht für ihre Kinder Vätern das Sorgerecht für ihre Kinder Vätern das Sorgerecht für ihre Kinder Vätern das Sorgerecht für ihre Kinder 
übertragen wird. übertragen wird. […].“
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WIR AUCH! 

Gay 

1

Sie 
auch'? 

LESBISCH-SEIN - das ist, wenn Frauen Frauen ztiem.. 
gefihlsmäOig. seelisch. erotlioh ungi 

LESBISCH LEBEN - das heißt. sich selbst bejahen, Atmet, 

sich gegen Diskriminierung wehren, Ren 

Alleine gegen Diskriminierungen und Vorurteils enpferi:.

oder resignieren und anonym aurUckgezogen L012(.1:7443? 

WIR SIND KEINE "lesbische Eibe", die sanft vor oliK-bin." 

und verschämt. versteckt ihre Gellnlieb ausleben'-;-. ,. 

IN GEGENTEIL 1 • 
jr 

WIR FORDERN 4 

- Die Ergänzung des Grundgesetzes. Artikel 3.:(3) 2 e 
l 

niemand darf wegen seiner/ihrer sesuellan Orientierung 

(Partner/innen-Wahl) benachteiligt werden., ' 

- Aufhebung des 5 175.. 

- Keine subtilen Berufeverbote in Ermiehungsberufen oder 

Dizkriminierung am Arbeiteplata. . 

I. J>. Keine Benachteiligung in Scheidunge-i,Adifie.y,i-

Sorgereohtsverfehren. " .: 

- Gleichwertige Infornationvn Kber beenitzuderif 
sexuelle Lebeneformen Re Wehem und Verei 

- Öffnung der Nedien ffir'leebiaehe 8.22a1nNEMI 
d.h. Wiederspiegelung von Frau.112114miebuftlebi 
und unter Mitbeetlesung leabAdher rreden4 ,4, 

- Ausdehnung des BOsielen Wohnungsbaue 'auch lxleobleche' 
L.21.2""d""el"..101ften (Wohnberechtigungasche 

- Reget ab! Auitunft und Informetion 1211," *fall 
'an Wie FertnexAmmp/Partner dueh -dl ztinn 

e• 
J

.•

\ 
Die  Fraeängruppe der glf trifft sich j und 3. 
1" lealeua W.4.- 

. ' ga)410iyatip 
',.. 

..Wrstio 59. n 1, Tel, 

,t} 

v.I.K.d.p.G.t Lydie Rests, glf e.V., Roonetr. 59, 5000 Köln 1 

Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Flugblatt, Köln, 1980er Jahre. Schwules Museum Berlin, Bestand Deutsche Städte: Köln
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ic 
Tyyffe ro für' cG Ict ttg 9 

I I 

rr0 1;O KO tt 

se 14.01.85 haben wir, J.h. Lesben aus Kein, leunertal und Frz.nhturt, 

uns in Köln getroffen, um weiter an dem Foreerungskatalog 4es Deut-

schen Lesbenrings zu arbeiten. Wie bereits im Info berichtet, war 

irr einem Workshop auf der letzten Mitgliederinnenversammlung in Ga-

nabrück begonnen worden, einen Katalog von Forderungen für Lesben 

(von Lesben) zu erstellen. 

Leider war die Resonanz an dem Wochenende in Köln unter Erwarten 

gering, aber das kann auch an dem Smogalarm im Ruhrgebiet und den 

widrigen winterlichen SchneewerhmitniR,pe ..1. en haben ... 
ichPC gespe ef diesem- 

Als erstes haben wir festste  
u rt 

isher kaum Resonanz 

auf den Aufruf der lesbischen Mütter (wir haben davon berichtet) 

erfolgt ist. Vielleicht sollten sich Mitgliederinr.en, die etwas 

r:ber Sorgerechtsentscheidungen wissen, an uns wenden... es gilt, 

Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Aus: Lesbenring Info 1985, Nr. 2, S. 16-23
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LesbenringLesbenringLesbenring (Bonn(Bonn 1995)

Ingrid Steinmeister: Lesbische Lebensformen. Rechtslage, Ingrid Steinmeister: Lesbische Lebensformen. Rechtslage, Ingrid Steinmeister: Lesbische Lebensformen. Rechtslage, Ingrid Steinmeister: Lesbische Lebensformen. Rechtslage, Ingrid Steinmeister: Lesbische Lebensformen. Rechtslage, Tips, Forderungen. , Forderungen. HgHg. Lesbenring . Bonn 1995, S. 32. Lesbenring . Bonn 1995, S. 32. Lesbenring . Bonn 1995, S. 32

„Verheiratete Lesben, die sich scheiden „Verheiratete Lesben, die sich scheiden „Verheiratete Lesben, die sich scheiden „Verheiratete Lesben, die sich scheiden „Verheiratete Lesben, die sich scheiden „Verheiratete Lesben, die sich scheiden „Verheiratete Lesben, die sich scheiden „Verheiratete Lesben, die sich scheiden 
lassen wollen, lassen wollen, lassen wollen, befürchten häufigbefürchten häufigbefürchten häufigbefürchten häufig, daß
ihnen das ihnen das Sorgerecht wegen der Sorgerecht wegen der Sorgerecht wegen der Sorgerecht wegen der 
lesbischen Lebensweise nicht erteilt wird lesbischen Lebensweise nicht erteilt wird lesbischen Lebensweise nicht erteilt wird lesbischen Lebensweise nicht erteilt wird lesbischen Lebensweise nicht erteilt wird lesbischen Lebensweise nicht erteilt wird lesbischen Lebensweise nicht erteilt wird lesbischen Lebensweise nicht erteilt wird 
oder nachträglich entzogen wirdoder nachträglich entzogen wirdoder nachträglich entzogen wirdoder nachträglich entzogen wirdoder nachträglich entzogen wirdoder nachträglich entzogen wird.“.“

Dr. Kirsten Plötz: „… Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“
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Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 

Antwort 
der Bundesregierung 

Drucksache 11/5412 
19 10.89 

Sachgebiet 404 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Oesterle-Schwerin, Frau Schoppe 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/5138 — 

Homosexualität bei Erziehungspersonen 

Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 16. Oktober 
1989 - 1 A 1 - 3470/6 II - 13 10 98/89 - die Kleine Anfrage im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 

Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“
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* * * 
* * 

CONSEIL * * COUNC1L 
DE VEUROPE * * * OF EUROPE 

COUR EUROPENNE DES DROITS DE L'HONINIE 
EUROPEAN COURT OF HUMAN RIGHTS 

FOURTH SZCTION 

CASE OF SALGUIRO DA snsA MOCCA •. PORTEGAL 

tephterron no 11:90/96) 

R2DGMENT 

STRASBOLDO 

21 Decembet 1999 

FINAL 

21103'2000 

Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“
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Dr. Kirsten Plötz: „… daß sie lesbisch ist, genügt, um ihr das Sorgerecht wegzunehmen“

Grafik: Karin Wallner
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SPD NRW 
Die Fraktion 

O 

spd-fraktion.nrw 

spdfraktionnrw 

spd_fraktion_nrw

SPD-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen  

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Referat I.1 / A 03 

Ausschussvorsitzende Britta Oellers MdL 

  

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf  

ANJA BUTSCHKAU MDL

Frauenpolitische Sprecherin 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2638 

anja.butschkau@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 

Düsseldorf, 8. Januar 2026

Landesaktionsplan zur Umsetzung der Istanbul-Konvention – Aktueller Sachstand und 

Perspektive

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für 

Gleichstellung und Frauen am 22.01.2026 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

am 24.11.2024 startete die Landesregierung den Prozess um die Aufstellung eines 

Landesaktionsplans zur Umsetzung der Istanbul-Konvention. Es folgten fünf 

Schwerpunktveranstaltungen zu den Unterthemen „Gewaltschutz in 

familiengerichtlichen Verfahren“, „Digitale Gewalt im sozialen Nahraum“, „Gewaltschutz 

- vulnerable Zielgruppen“, „Polizeiliche Maßnahmen und polizeilicher Opferschutz“ und 

„Gewaltpräventive Jungen- und Männerarbeit“. Diese Veranstaltungsreihe wurde im 

Dezember 2025 beendet. 

Wir bitten die Landesregierung daher um einen Bericht über den aktuellen Sachstand in 

dem Verfahren, insbesondere zu folgenden Punkten: 

1.1. Welche neuen Erkenntnisse konnte die Landesregierung in den fünf 

Schwerpunktveranstaltungen hinzugewinnen und welche dieser Erkenntnisse 

plant die Landesregierung in den Landesaktionsplan aufzunehmen? 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 42 -
 

APr 18/1135
 Anlage 2, Seite 1 



SPD NRW Die Fraktion 

2.2. Wie sieht der weitere Zeitplan für die Aufstellung des Landesaktionsplans aus? 

Wann rechnet die Landesregierung mit der Vorlage des Entwurfs des 

Landesaktionsplans? 

3.3. Rechnet die Landesregierung damit, erste Maßnahmen aus dem 

Landesaktionsplan noch in dieser Legislaturperiode umzusetzen? 

Mit freundlichen Grüßen 

Anja Butschkau MdL 

Frauenpolitische Sprecherin 
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SPD NRW 
Die Fraktion 

ANJA BUTSCHKAU MDU. 
Frauenpolitische Sprecherin 

O 
c) 

spspd-fraktion.nrw

spdfraktionnrw

spd_fraktion_nrw

SPD-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf

Landtag Nordrhein-Westfalen

Referat I.1 / A 03

Ausschussvorsitzende Britta Oellers MdL

 

Platz des Landtags 1

40221 Düsseldorf

Platz des Landtags 1

40221 Düsseldorf

T 0211.884-2638

anja.butschkau@landtag.nrw.de

www.spd-fraktion-nrw.de

Düsseldorf, 8. Januar 2026

Auslastung der Frauenhäuser und weitere Planungen zum Ausbau des Hilfesystems

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für 

Gleichstellung und Frauen am 2222.0.01.2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

am 19.12.2025 berichtete die Rheinische Post, dass im Jahr 2024 in 6.135 Fällen Hilfe 

suchende Frauen von Frauenhäusern in Nordrhein-Westfalen abgewiesen werden 

mussten. Zwar war dieser Wert niedriger als im Vorjahr, die LAG Autonomer Frauenhäuser 

erklärt diesen Rückgang allerdings durch den gestiegenen Bekanntheitsgrad der Online-

Plattform Frauen-Info-Netz. Man gehe davon aus, dass auf einen Frauenhausplatz zehn 

Frauen kommen, die nicht aufgenommen werden können. In über der Hälfte der Anfragen 

nach einem Frauenhausplatz könne eine Lebensgefahr für die Frau angenommen werden.

Zugleich hat die Landesregierung in den Haushaltsberatungen für 2026 angekündigt, 

gerade einmal ein einziges neues Frauenhaus in die Förderung aufnehmen zu wollen, 

während es allein im Jahr 2024 fünf Voranfragen für eine Förderung gab. Die Bereitschaft 

der Kommunen, Träger und auch der Zivilgesellschaft, neue Schutzplätze zu schaffen, ist 

also vorhanden. Lediglich die Landesregierung tritt auf die Bremse.

Wir bitten die Landesregierung daher um einen Bericht, insbesondere zu folgenden 

Punkten:

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 44 -
 

APr 18/1135
 Anlage 3, Seite 1 



SPD NRW 
Die Fraktion 

1.1. Konnte die technische Umstellung des Förderprogrammcontrollingsystems und 

der Datenauswertung des Jahres 2024 inzwischen erfolgreich abgeschlossen 

werden?

2.2. Falls ja: Wie viele schutzsuchende Frauen wurden in den einzelnen Frauenhäusern 

in NRW im Jahr 2024 neu aufgenommen? Wie viele Frauen mussten aufgrund 

fehlender freier Schutzplätze für sich und ihre Kinder an den einzelnen Standorten 

abgewiesen werden?

3.3. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung – etwa aus dem Austausch mit 

Fachstellen, Kommunen oder Beratungsangeboten – über die Situation von Frauen 

vor, deren Schutzsuche abgewiesen wurden? Wie bewertet die Landesregierung 

die Folgen einer Ablehnung für die betroffenen Frauen und deren weitere 

Lebenssituation?

4.4. In welchen Städten und Kreisen bzw. bei welchen Trägern besteht derzeit die 

Bereitschaft, zusätzliche Plätze in bestehenden oder neu zu errichtenden 

Frauenhäusern zu schaffen?

5.5. Welche Pläne hat die Landesregierung für das Jahr 2026, das vorhandene Schutz-, 

Hilfe-, Beratungs- und Präventionssystems für von Gewalt betroffene Frauen und 

Mädchen auszubauen und durch neue Angebote zu ergänzen?

Mit freundlichen Grüßen

Anja Butschkau MdL

Frauenpolitische Sprecherin

Landtag Nordrhein-Westfalen
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